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6. Abschnitt 

Verfahren 

Aufsicht 

§ 24. (1) Die Organe der Pädagogischen Hochschule unterliegen der Aufsicht des zuständigen 
Regierungsmitglieds. Diese umfasst die Einhaltung der Gesetze und Verordnungen einschließlich der 
Satzung (Rechtsaufsicht). 

(2) Die Organe der Pädagogischen Hochschule sind verpflichtet, dem zuständigen 
Regierungsmitglied im Wege über den Rektor oder die Rektorin auf Verlangen Auskünfte über alle 
Angelegenheiten der Pädagogischen Hochschule zu erteilen, Geschäftsstücke und Unterlagen vorzulegen, 
angeordnete Erhebungen anzustellen und Überprüfungen an Ort und Stelle vornehmen zu lassen. 

(3) Das zuständige Regierungsmitglied hat mit Verordnung Verordnungen und mit Bescheid 
Entscheidungen von Organen der Pädagogischen Hochschule aufzuheben, wenn die betreffende 
Verordnung oder Entscheidung im Widerspruch zu geltenden Gesetzen oder Verordnungen einschließlich 
der Satzung steht oder wegen der finanziellen Auswirkungen nicht durchführbar ist. Im Falle der 
Ausübung des Aufsichtsrechtes bei gemeinsam mit Universitäten, Fachhochschulen oder 
Privatuniversitäten eingerichteten Studien ist das Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft herzustellen. Im Falle einer Verletzung von 
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Verfahrensvorschriften hat eine Aufhebung nur dann zu erfolgen, wenn das Organ bei deren Einhaltung 
zu einem anderen Ergebnis hätte kommen können. 

(4) Das zuständige Regierungsmitglied hat mit Bescheid Wahlen, die im Widerspruch zu geltenden 
Gesetzen oder Verordnungen einschließlich der Satzung stehen, aufzuheben. 

(5) Ab der formellen Einleitung eines aufsichtsbehördlichen Verfahrens durch das zuständige 
Regierungsmitglied ist die Durchführung der diesem Verfahren zu Grunde liegenden Beschlüsse bis zum 
Abschluss des Verfahrens unzulässig. Ein in diesem Zeitraum oder nach der aufsichtsbehördlichen 
Aufhebung des betreffenden Beschlusses dennoch ergangener Bescheid leidet an einem gemäß § 68 
Abs. 4 Z 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, mit 
Nichtigkeit bedrohten Fehler. 

(6) Die Organe der Pädagogischen Hochschule sind verpflichtet, den der Rechtsanschauung des 
zuständigen Regierungsmitglieds entsprechenden Rechtszustand unverzüglich herzustellen, widrigenfalls 
die zu erfüllende Aufgabe vom zuständigen Regierungsmitglied wahrzunehmen ist. 
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